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ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN FÜR UNTERNEHMENSBERATUNG 

Präambel 

(Allgemeine Grundlagen der Zusammenarbeit) 

1. Diese „Allgemeinen Geschäftsbedingungen für Unternehmensbe-
ratung“ sind integrierter Bestandteil von Werkverträgen, die eine 
fachmännische Beratung von Auftraggebern durch gewerbliche 
Unternehmensberater (UB) in den u.a. im Berufsfeld der Unter-
nehmensberater dargestellten Beratungsbereiche im Rahmen der 
allgemein anerkannten Berufsgrundsätze und Standesregeln zum 
Gegenstand haben. 

2. Für den Fall, dass einzelne Bestimmungen der Geschäftsbedin-
gungen unwirksam werden sollten, berührt dies die Wirksamkeit 
der verbleibenden Bestimmungen nicht.  

3. Der UB ist berechtigt, den Beratungsauftrag durch sachverstän-
dige unselbständig beschäftigte Mitarbeiter oder gewerbli-
che/freiberufliche Kooperationspartner (ganz oder teilweise) 
durchführen zu lassen. 

4. Der Auftraggeber sorgt dafür, dass die organisatorischen Rah-
menbedingungen bei Erfüllung des Beratungsauftrages an sei-
nem Geschäftssitz ein möglichst ungestörtes, dem raschen Fort-
gang des Beratungsprozesses förderliches Arbeiten erlauben. 

5. Der Auftraggeber sorgt dafür, dass dem UB auch ohne dessen 
besondere Aufforderung alle für die Erfüllung und Ausführung 
des Beratungsauftrages notwendigen Unterlagen zeitgerecht vor-
gelegt werden und ihm von allen Vorgängen und Umständen 
Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrages von 
Bedeutung sind. Dies gilt auch für alle Unterlagen, Vorgänge und 
Umstände, die erst während der Tätigkeit des Beraters bekannt 
werden.  

6. Der Auftraggeber sorgt dafür, dass seine Mitarbeiter und die 
gesetzlich vorgesehenen und gegebenenfalls eingerichteten Ar-
beitnehmervertreter (Betriebsrat) bereits vor Beginn der Bera-
tungstätigkeit von dieser informiert werden.  

7. Das Vertrauensverhältnis zwischen dem Auftraggeber und dem 
UB bedingt, dass der Berater über vorher durchgeführte 
und/oder laufende Beratungen – auch auf anderen Fachgebieten 
– umfassend informiert wird. 

§ 1 Geltungsbereich und Umfang 

1. Die Geschäftsbedingungen gelten, wenn ihre Anwendung aus-
drücklich vereinbart wurde. 

2. Alle Beratungsaufträge und sonstige Vereinbarungen sind nur 
dann rechtsverbindlich, wenn sie vom Auftraggeber bestätigt und 
firmenmäßig gezeichnet werden und verpflichten gegenseitig nur 
in dem in der schriftlichen vertraglichen Vereinbarung (Werkver-
trag) angegebenen Umfang. 

§ 2 Umfang des Beratungsauftrages 

Der Umfang des Beratungsauftrages wird vertraglich vereinbart 
bzw. in einem entsprechenden Angebot festgehalten. Im Falle von 
Änderungsangeboten auf Wunsch des Auftraggebers ist der UB 
berechtigt, eine Abgeltung gemäß der üblichen Stundensätze auf-
wandsbezogen für die dem Erstangebot folgenden Angebote in 
Rechnung zu stellen. 

§ 3 Aufklärungspflicht des Auftrag-
gebers/Vollständigkeitserklärung 

siehe dazu Präambel (5) 

 

§ 4 Sicherung der Unabhängigkeit 

Die Vertragspartner verpflichten sich zur gegenseitigen Loyalität. Die 
Vertragspartner verpflichten sich gegenseitig, alle Vorkehrungen zu 
treffen, die geeignet sind, die Gefährdung der Unabhängigkeit der 
Kooperationspartner und Mitarbeiter des UB zu verhindern. Dies gilt 
insbesondere für Angebote des Auftraggebers auf Anstellung bzw. 
der Übernahme von Aufträgen auf eigene Rechnung. 

§ 5 Berichterstattung 

1. Der UB verpflichtet sich, über seine Arbeit, die seiner Mitarbeiter 
und gegebenenfalls auch die seiner Kooperationspartner schrift-
lich Bericht zu erstatten. 

2. Der Auftraggeber und der UB stimmen überein, dass für den 
Beratungsauftrag eine dem Arbeitsfortschritt entsprechende lau-
fende  / einmalige Berichterstattung als vereinbart gilt. 

3. Den Schlussbericht erhält der Auftraggeber in angemessener Zeit 
(2-4 Wochen, je nach Art des Beratungsauftrages) nach Ab-
schluss des Auftrages. 

§ 6 Schutz des geistigen Eigentums des 
UB/Urheberrecht/Nutzung 

1. Die Verwendung beruflicher Äußerungen des UB zu Werbezwe-
cken durch den Auftraggeber ist unzulässig. Ein Verstoß berech-
tigt den UB zur fristlosen Kündigung aller noch nicht durchge-
führten Aufträge. 

2. Die Urheberrechte an den vom UB und seinen Mitarbeitern und 
beauftragten Dritten geschaffenen Werke (insbesondere Anbote, 
Berichte, Analysen, Gutachten, Organisationspläne, Programme, 
Leistungsbeschreibungen, Entwürfe, Berechnungen, Zeichnun-
gen, Datenträger etc.) verbleiben beim UB. 

3. Im Hinblick darauf, dass die erstellten Beratungsleistungen 
geistiges Eigentum des UB sind, gilt das Nutzungsrecht dersel-
ben auch nach Bezahlung des Honorars ausschließlich für eigene 
Zwecke des Auftraggebers und nur in dem im Vertrag bezeichne-
ten Umfang. Der Auftraggeber ist insofern nicht berechtigt, das 
Werk (die Werke) ohne ausdrückliche Zustimmung des Auftrag-
nehmers (Unternehmensberaters) zu vervielfältigen und/oder zu 
verbreiten. Keinesfalls entsteht durch eine unberechtigte Verviel-
fältigung/Verbreitung des Werkes eine Haftung des UB – insbe-
sondere etwa für die Richtigkeit des Werkes – gegenüber Drit-
ten. 

4. Der Verstoß des Auftraggebers gegen diese Bestimmungen 
berechtigt den UB zur sofortigen vorzeitigen Beendigung des 
Vertragsverhältnisses und zur Geltendmachung anderer gesetzli-
cher Ansprüche, insbesondere auf Unterlassung und/oder Scha-
denersatz. 

§ 7 Mängelbeseitigung und Gewährleistung 

1. Der UB ist berechtigt und verpflichtet, nachträglich bekannt 
werdende Unrichtigkeiten und Mängel an seiner Beratungsleis-
tung zu beseitigen. Er ist verpflichtet, den Auftraggeber hievon 
unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 

2. Der Auftraggeber hat Anspruch auf kostenlose Beseitigung von 
Mängeln, sofern diese vom UB zu vertreten sind. Dieser An-
spruch erlischt sechs Monate nach Erbringung der beanstande-
ten Leistung (Berichtslegung) des UB. 

3. Der Auftraggeber hat bei Fehlschlägen der Nachbesserung 
etwaiger Mängel Anspruch auf Minderung oder – falls die er-
brachte Leistung infolge des Fehlschlages der Nachbesserung für 
den Auftraggeber zu Recht ohne Interesse ist – das Recht der 
Wandlung. Soweit darüber hinaus Schadenersatzansprüche be-
stehen, gelten die Bestimmungen des § 8. 
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§ 9 Verpflichtung zur Verschwiegenheit 

1. Der UB, seine Mitarbeiter und die hingezogenen Kollegen ver-
pflichten sich, über alle Angelegenheiten, die ihnen im Zusam-
menhang mit ihrer Tätigkeit für den Auftraggeber bekannt wer-
den, Stillschweigen zu bewahren. Diese Schweigepflicht bezieht 
sich sowohl auf den Auftraggeber als auch auf dessen Geschäfts-
verbindung. 

2. Nur der Auftraggeber selbst, nicht aber dessen Erfüllungsgehil-
fen, kann den UB schriftlich von dieser Schweigepflicht entbin-
den. 

3. Der UB darf Berichte, Gutachten und sonstige schriftliche Äuße-
rungen über die Ergebnisse seiner Tätigkeit Dritten nur mit Ein-
willigung des Auftraggebers aushändigen. 

4. Die Schweigepflicht des Beraters, seiner Mitarbeiter und der 
beigezogenen Kollegen gilt auch für die Zeit nach Beendigung 
des Auftrages. Ausgenommen sind Fälle, in denen eine gesetzli-
che Verpflichtung zur Auskunftserteilung besteht. 

5. Der UB ist befugt, ihm anvertraute personenbezogene Daten im 
Rahmen der Zweckbestimmung des Beratungsauftrages zu ver-
arbeiten oder durch Dritte verarbeiten zu lassen. Der UB gewähr-
leistet gemäß den Bestimmungen des Datenschutzgesetzes die 
Verpflichtung zur Wahrung des Datengeheimnisses. Dem UB ü-
berlassenes Material (Datenträger, Daten, Kontrollzahlern, Analy-
sen, Programme etc.) sowie alle Ergebnisse aus der Durchfüh-
rung der Arbeiten werden grundsätzlich dem Auftraggeber zu-
rückgegeben. 

§ 10 Honoraranspruch 

1. Der UB hat als Gegenleistung zur Erbringung seiner Beratungs-
leistungen Anspruch auf Bezahlung eines angemessenen Hono-
rars durch den Auftraggeber. Forderungen bestehen unabhängig 
von etwaigen vom Auftraggeber beantragten Förderungen. Dh. 
unabhängig von Förderungen besteht der Anspruch des UB auf 
Bezahlung des Gesamthonorars durch den Auftraggeber inner-
halb der vereinbarten Zahlungsfrist. Bei Zahlungsverzug werden 
bankübliche Zinsen und Mahnspesen verrechnet. 

2. Wird die Ausführung des Auftrages nach Vertragsunterzeichnung 
durch den Auftraggeber verhindert (z.B. wegen Kündigung), so 
gehört dem UB gleichwohl das vereinbarte Honorar. 

3. Unterbleibt die Ausführung des Auftrages durch Umstände, die 
auf Seiten des UB einen wichtigen Grund darstellen, so hat er nur 
Anspruch auf den seinen bisherigen Leistungen entsprechenden 
Teil des Honorars. Dies gilt insbesondere dann, wenn trotz Kün-
digung für den Auftraggeber seine bisherigen Leistungen ver-
wertbar sind. 

4. Der UB kann die Fertigstellung seiner Leistung von der vollen 
Befriedigung seiner Honoraransprüche abhängig machen. Die 
Beanstandung der Arbeiten des UB berechtigt, außer bei offen-
kundigen Mängeln, nicht zur Zurückhaltung der ihm zustehenden 
Vergütungen. 

§ 11 Honorarhöhe 

Sofern nichts anderes schriftlich vereinbart wurde, richtet sich die 
Höhe des Honorars nach den zur Zeit der Erstellung der Honorarno-
te geltenden, vom Fachverband Unternehmensberatung und Daten-
verarbeitung herausgegebenen „Honorarrichtlinien für Unterneh-
mensberater.“ 

 

§ 12 Anzuwendendes Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand 

1. Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich daraus erge-
benden Ansprüche gilt nur österreichisches Recht, sofern nichts 
anderes vereinbart wurde. 

2. Erfüllungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung des UB. 

3. Für Streitigkeiten ist das Gericht am Unternehmensort des UB 
zuständig. 
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ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN FÜR DEN VERKAUF UND DIE LIEFE-
RUNG VON ORGANISATIONS-, PROGRAMMIERLEISTUNGEN UND WERKNUT-

ZUNGSBEDINGUNGEN VON SOFTWAREPRODUKTEN 

Die unten angeführten allgemeinen Geschäftsbedingungen verstehen 
sich als Ergänzung zu den Allgemeinen Geschäftsbedingungen für 
Unternehmensberater und gelten als integrierter Bestandteil im 
Zusammenhang mit der Beauftragung von Leistungen im Bereich von 
Softwareprodukten. Im Falle einer anderen Regelung zu gleichen 
Punkten gilt die in den vorliegenden AGB vereinbarte Regelung. 

§ 1 Leistung und Prüfung 

Gegenstand eines Auftrages kann sein: 

- Ausarbeitung von Organisationskonzepten 
- Global- und Detailanalysen 
- Erstellung von Individualprogrammen 
- Lieferung von Bibliotheks- (Standard-) Programmen 
- Erwerb von Nutzungsberechtigungen für Softwareprodukte 
- Erwerb von Werknutzungsbewilligungen 
- Mitwirkung bei der Inbetriebnahme (Umstellungsunterstützung) 
- Telefonische Beratung 
- Programmwartung 
- Erstellung von Programmträgern 
- Sonstige Dienstleistungen 

1. Die Ausarbeitung individueller Organisationskonzepte und Pro-
gramme erfolgt nach Art und Umfang der vom Auftraggeber voll-
ständig zur Verfügung gestellten bindenden Informationen, Unter-
lagen und Hilfsmittel. Dazu zählen auch praxisgerechte Testdaten 
sowie Testmöglichkeiten in ausreichendem Ausmaß, die der Auf-
traggeber zeitgerecht, in der Normalarbeitszeit und auf seine Kos-
ten zur Verfügung stellt. Wird vom Auftraggeber bereits auf der 
zum Test zur Verfügung gestellten Anlage im Echtbetrieb gearbei-
tet, liegt die Verantwortung für die Sicherung der Echtdaten beim 
Auftraggeber. 

2. Grundlage für die Erstellung von Individualprogrammen ist die 
schriftliche Leistungsbeschreibung, die der Auftragnehmer gegen 
Kostenberechnung aufgrund der ihm zur Verfügung gestellten Un-
terlagen und Informationen ausarbeitet bzw. der Auftraggeber zur 
Verfügung stellt. Diese Leistungsbeschreibung ist vom Auftragge-
ber auf Richtigkeit und Vollständigkeit zu überprüfen und mit sei-
nem Zustimmungsvermerk zu versehen. Später auftretende Ände-
rungswünsche können zu gesonderten Termin- und Preisvereinba-
rungen führen. 

3. Individuell erstellte Software bzw. Programmadaptierungen 
bedürfen für das jeweils betroffene Programmpaket einer Pro-
grammabnahme spätestens vier Wochen ab Lieferung durch den 
Auftraggeber. Diese wird in einem Protokoll vom Auftraggeber 
bestätigt. (Prüfung auf Richtigkeit und Vollständigkeit anhand der 
vom Auftragnehmer akzeptierten Leistungsbeschreibung mittels 
der unter § 1.2 angeführten zur Verfügung gestellten Testdaten). 
Lässt der Auftraggeber den Zeitraum von vier Wochen ohne Pro-
grammabnahme verstreichen, so gilt die gelieferte Software mit 
dem Enddatum des genannten Zeitraumes als abgenommen. 
Bei Einsatz der Software im Echtbetrieb durch den Auftraggeber 
gilt die Software jedenfalls als abgenommen. 
Etwa auftretende Mängel, das sind Abweichungen von der schrift-
lich vereinbarten Leistungsbeschreibung, sind vom Auftraggeber 
ausreichend dokumentiert dem Auftragnehmer zu melden, der um 
raschest mögliche Mängelbehebung bemüht ist. 
Liegen schriftlich gemeldete, wesentliche Mängel vor, das heißt, 
dass der Echtbetrieb nicht begonnen oder fortgesetzt werden 
kann, so ist nach Mängelbehebung eine neuerliche Abnahme er-
forderlich. 
Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, die Abnahme von Software 
wegen unwesentlicher Mängel abzulehnen. 

4. Bei Bestellung von Bibliotheks-(Standard-) Programmen bestätigt 
der Auftraggeber mit der Bestellung die Kenntnis des Leistungs-
umfanges der bestellten Programme. 

 

5. Sollte sich im Zuge der Arbeiten herausstellen, dass die Ausfüh-
rung des Auftrages gemäß Leistungsbeschreibung tatsächlich oder 
juristisch unmöglich ist, ist der Auftragnehmer verpflichtet, dies 
dem Auftraggeber sofort anzuzeigen. Ändert der Auftraggeber die 
Leistungsbeschreibung nicht dahingehend bzw. schafft die Vor-
aussetzung, dass eine Ausführung möglich wird, kann der Auf-
tragnehmer die Ausführung ablehnen. Ist die Unmöglichkeit der 
Ausführung die Folge eines Versäumnisses des Auftraggebers o-
der einer nachträglichen Änderung der Leistungsbeschreibung 
durch den Auftraggeber, ist der Auftragnehmer berechtigt, vom 
Auftrag zurückzutreten. Die bis dahin für die Tätigkeit des Auf-
tragnehmers angefallenen Kosten und Spesen sowie allfällige Ab-
baukosten sind vom Auftraggeber zu ersetzen. 

6. Ein Versand von Programmträgern, Dokumentationen und Leis-
tungsbeschreibungen erfolgt auf Kosten und Gefahr des Auftrag-
gebers. Darüber hinaus vom Auftraggeber gewünschte Schulun-
gen und Erklärungen werden gesondert in Rechnung gestellt. 
Versicherungen erfolgen nur auf Wunsch des Auftraggebers. 

§ 2 Preise, Steuern und Gebühren 

1. Alle Preise verstehen sich in Euro ohne Umsatzsteuer. Sie gelten 
nur für den vorliegenden Auftrag. Die genannten Preise verstehen 
sich ab Geschäftssitz bzw. -stelle des Auftragnehmers. Die Kosten 
von Programmträgern (z.B. CD’s, Magnetbänder, Magnetplatten, 
Floppy Disks, Streamer Tapes, Magnetbandkassetten usw.) sowie 
allfällige Vertragsgebühren werden gesondert in Rechnung ge-
stellt. 

2. Bei Bibliotheks- (Standard)-Programmen gelten die am Tag der 
Lieferung gültigen Listenpreise. Bei allen anderen Dienstleistun-
gen (Organisationsberatung, Programmierung, Einschulung, Um-
stellungsunterstützung, telefonische Beratung usw.) wird der Ar-
beitsaufwand zu den am Tag der Leistungserbringung gültigen 
Sätzen verrechnet. Abweichungen von einem dem Vertragspreis 
zugrunde liegenden Zeitaufwand, der nicht vom Auftragnehmer 
zu vertreten ist, wird nach tatsächlichem Anfall berechnet. 

3. Die Kosten für Fahrt-, Tag- und Nächtigungsgelder werden dem 
Auftraggeber gesondert nach den jeweils gültigen Sätzen in 
Rechnung gestellt. Wegzeiten gelten als Arbeitszeit. 

§ 3 Liefertermin 

1. Der Auftragnehmer ist bestrebt, die vereinbarten Termine der 
Erfüllung (Fertigstellung) möglichst genau einzuhalten. 
Die Nichteinhaltung der Termine berechtigt den Auftraggeber al-
lerdings erst dann zur Geltendmachung der ihm gesetzlich zuste-
henden Rechte, wenn er eine Nachfrist von mindestens 14 Tagen 
gewährt hat. Diese Frist beginnt mit dem Zugang eines einge-
schriebenen schriftlichen Mahnschreibens an den Auftragnehmer. 
Eine Verpflichtung zur Leistung von Schadenersatz aus dem Titel 
des Verzugs besteht nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit 
des Auftragnehmers. 

2. Die angestrebten Erfüllungstermine können nur dann eingehalten 
werden, wenn der Auftraggeber zu den vom Auftragnehmer an-
gegebenen Terminen alle notwendigen Arbeiten und Unterlagen 
vollständig, insbesondere die von ihm akzeptierte Leistungsbe-
schreibung lt. § 1.3. zur Verfügung stellt und seiner Mitwirkungs-
verpflichtung im erforderlichen Ausmaß nachkommt. 
Lieferverzögerungen und Kostenerhöhungen, die durch unrichtige, 
unvollständige oder nachträglich geänderte Angaben und Infor-
mationen bzw. zur Verfügung gestellte Unterlagen entstehen, sind 
vom Auftragnehmer nicht zu vertreten und können nicht zum Ver-
zug des Auftragnehmers führen. Daraus resultierende Mehrkosten 
trägt der Auftraggeber. 

3. Bei Aufträgen, die mehrere Einheiten bzw. Programme umfassen, 
ist der Auftragnehmer berechtigt, Teillieferungen durchzuführen 
bzw. Teilrechnungen zu legen. 
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§ 4 Gewährleistung, Wartung, Änderungen 

1. Mängelrügen sind nur gültig, wenn sie reproduzierbare Mängel 
betreffen und wenn sie innerhalb von 2 Wochen nach Lieferung 
der vereinbarten Leistung bzw. bei Individualsoftware nach Pro-
grammabnahme gemäß § 1.4 schriftlich dokumentiert erfolgen. 
Im Falle der Gewährleistung hat Verbesserung jedenfalls Vorrang 
vor Preisminderung oder Wandlung. Bei gerechtfertigter Mängel-
rüge werden die Mängel in angemessener Frist behoben, wobei 
der Auftraggeber dem Auftragnehmer alle zur Untersuchung und 
Mängelbehebung erforderlichen Maßnahmen ermöglicht. 
Die Vermutung der Mangelhaftigkeit gem. § 924 ABGB gilt als 
ausgeschlossen. 

2. Korrekturen und Ergänzungen, die sich bis zur Übergabe der 
vereinbarten Leistung aufgrund organisatorischer und programm-
technischer Mängel, welche vom Auftragnehmer zu vertreten sind, 
als notwendig erweisen, werden kostenlos vom Auftragnehmer 
durchgeführt. 

3. Kosten für Hilfestellung, Fehldiagnose sowie Fehler- und Stö-
rungsbeseitigung, die vom Auftraggeber zu vertreten sind sowie 
sonstige Korrekturen, Änderungen und Ergänzungen werden vom 
Auftragnehmer gegen Berechnung durchgeführt. Dies gilt auch für 
die Behebung von Mängeln, wenn Programmänderungen, Ergän-
zungen oder sonstige Eingriffe vom Auftraggeber selbst oder von 
dritter Seite vorgenommen worden sind. 

4. Ferner übernimmt der Auftragnehmer keine Gewähr für Fehler, 
Störungen oder Schäden, die auf unsachgemäße Bedienung, ge-
änderte Betriebssystemkomponenten, Schnittstellen und Parame-
ter, Verwendung ungeeigneter Organisationsmittel und Datenträ-
ger, soweit solche vorgeschrieben sind, anormale Betriebsbedin-
gungen (insbesondere Abweichungen von den Installations- und 
Lagerbedingungen) sowie auf Transportschäden zurückzuführen 
sind. 

5. Für Programme, die durch eigene Programmierer des Auftragge-
bers bzw. Dritte nachträglich verändert werden, entfällt jegliche 
Gewährleistung durch den Auftragnehmer. 

6. Soweit Gegenstand des Auftrages die Änderung oder Ergänzung 
bereits bestehender Programme ist, bezieht sich die Gewährleis-
tung auf die Änderung oder Ergänzung. 
Die Gewährleistung für das ursprüngliche Programm lebt dadurch 
nicht wieder auf. 

§ 5 Urheberrecht und Nutzung 

1. Alle Urheberrechte an den vereinbarten Leistungen (Programme, 
Dokumentationen etc.) stehen dem Auftragnehmer bzw. dessen 
Lizenzgebern zu. Der Auftraggeber erhält ausschließlich das 
Recht, die Software nach Bezahlung des vereinbarten Entgelts 
ausschließlich zu eigenen Zwecken, nur für die im Vertrag spezifi-
zierte Hardware und im Ausmaß der erworbenen Anzahl Lizenzen 
für die gleichzeitige Nutzung auf mehreren Arbeitsplätzen zu ver-
wenden. 
Durch den gegenständlichen Vertrag wird lediglich eine Werknut-
zungsbewilligung erworben. Eine Verbreitung durch den Auftrag-
geber ist gemäß Urheberrechtsgesetz ausgeschlossen. Durch die 
Mitwirkung des Auftraggebers bei der Herstellung der Software 
werden keine Rechte über die im gegenständlichen Vertrag fest-
gelegte Nutzung erworben. Jede Verletzung der Urheberrechte 
des Auftragnehmers zieht Schadenersatzansprüche nach sich, 
wobei in einem solchen Fall volle Genugtuung zu leisten ist. 

2. Die Anfertigung von Kopien für Archiv- und Datensicherungszwe-
cke ist dem Auftraggeber unter der Bedingung gestattet, dass in 
der Software kein ausdrückliches Verbot des Lizenzgebers oder 
Dritter enthalten ist, und dass sämtliche Copyright- und Eigen-
tumsvermerke in diese Kopien unverändert mit übertragen wer-
den. 

3. Sollte für die Herstellung von Interoperabilität der gegenständli-
chen Software die Offenlegung der Schnittstellen erforderlich sein, 
ist dies vom Auftraggeber gegen Kostenvergütung beim Auftrag-
nehmer zu beauftragen. Kommt der Auftragnehmer dieser Forde-
rung nicht nach und erfolgt eine Dekompilierung gemäß Urheber-
rechtsgesetz, sind die Ergebnisse ausschließlich zur Herstellung 
der Interoperabilität zu verwenden. Missbrauch hat Schadenersatz 
zur Folge. 

§ 6 Rücktrittsrecht 

1. Für den Fall der Überschreitung einer vereinbarten Lieferzeit aus 
alleinigem Verschulden oder rechtswidrigem Handeln des Auf-
tragnehmers ist der Auftraggeber berechtigt, mittels eingeschrie-
benen Briefes vom betreffenden Auftrag zurückzutreten, wenn 
auch innerhalb der angemessenen Nachfrist die vereinbarte Leis-
tung in wesentlichen Teilen nicht erbracht wird und den Auftrag-
geber daran kein Verschulden trifft. 

2. Höhere Gewalt, Arbeitskonflikte, Naturkatastrophen und Trans-
portsperren sowie sonstige Umstände, die außerhalb der Ein-
flussmöglichkeit des Auftragnehmers liegen, entbinden den Auf-
tragnehmer von der Lieferverpflichtung bzw. gestatten ihm eine 
Neufestsetzung der vereinbarten Lieferzeit. 

3. Stornierungen durch den Auftraggeber sind nur mit schriftlicher 
Zustimmung des Auftragnehmers möglich. Ist der Auftragnehmer 
mit einem Storno einverstanden, so hat er das Recht, neben den 
erbrachten Leistungen und aufgelaufenen Kosten eine Stornoge-
bühr in der Höhe von 30% des noch nicht abgerechneten Auf-
tragswertes des Gesamtprojektes zu verrechnen. 

§ 7 Loyalität 

Die Vertragspartner verpflichten sich zur gegenseitigen Loyalität. Sie 
werden jede Abwerbung und Beschäftigung, auch über Dritte, von 
Mitarbeitern, die an der Realisierung der Aufträge gearbeitet haben, 
des anderen Vertragspartners während der Dauer des Vertrages und 
12 Monate nach Beendigung des Vertrages unterlassen. 

Der dagegen verstoßende Vertragspartner ist verpflichtet, pauscha-
lierten Schadenersatz in der Höhe eines Jahresgehaltes des Mitarbei-
ters zu zahlen. 

§ 8 Schlussbestimmungen 

Soweit nicht anders vereinbart, gelten die zwischen Vollkaufleuten 
zur Anwendung kommenden gesetzlichen Bestimmungen ausschließ-
lich nach österreichischem Recht, auch dann, wenn der Auftrag im 
Ausland durchgeführt wird. Für eventuelle Streitigkeiten gilt aus-
schließlich die örtliche Zuständigkeit des sachlich zuständigen Gerich-
tes für den Geschäftssitz des Auftragnehmers als vereinbart. Für den 
Verkauf an Verbraucher im Sinne des Konsumentenschutzgesetzes 
gelten die vorstehenden Bestimmungen nur insoweit, als das Kon-
sumentenschutzgesetz nicht zwingend andere Bestimmungen vor-
sieht. 

 


